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WienerGemeinderat .
Sitzungvom18. November1921.

Bgm. ReumanneröffnetdieSitzung.. - ¬ Gespendethaben :DasniederländischeHilfskomitee„ VordeKin-¬WIENERGEMEINDERATals LANDTAG. deren“imHaagfürdiestädtischenWaisenhäuser1,100.000K.Sitzungvom18. November1921.
DieHolland-AmerikaLiniefürdieWienerWaisenkindereinePräsidentDr -DannebergeröffnetdieSitzung. Sammelspendevon228. 000K.vor. R.Grünfeld( Soz. Dem. )legt dieGesetzesvorlage/womit
Dr. FranzWildundDr.Zanitsch,St. Louds,Amerika,fürarmederWienerStadtsenatalsLandesregierungeemächtigtwirdimBedarfsWienerKinder125. 000K.

fallezudenbisherbestimmtenGebührenTeuerungszuschlägebis
zurHöhevon500%festzusetzen.

DasGesetzwirdohneDebatteinersterundzweiterLesung
beschlossen.

EskommtsodanneinDringlichkeitsantragder . R-Doppler
( Christl . Søz. )undGenossenbetreffenddie BestimmungderMindest
grenzenderWarenpreiseimGesetzeüberdieLuxuswarenabgabe .

. R.Doppler( Christl .Soz - )führt in seinerBegründungaus ,
daßseineParteibeiderBeratungdesGesetzesdaraufaufmerksam
gemachthabe ,daßdiePreisgrenzewomitderLuxuscharakterbestimm¬
terWarengekenntzeichnetseinsollzuniedriggegriffenist .In¬
zwischensei eineweitereSteigerungderPreiseeingetreten .Im
MonatSeptember- B.habemanum1600KronenkeinenHutmehrbe¬
kommenkönnen,nichtsdestowenigermußtefüreinenHutdessenPreis
1600MronenüberstiegLuxusabgabegeleistet werden .Aehnlichlägen
dieVerhältnissebeidenmeistenanderenArtikeln .Essei unmüg- ¬
licheineGrenzefestzusetzen,weilsichdiePreisetäglichändern.
Manmüßtewöchentlichdie Preisgrenzehinaufsetzen .Bisherhabe
dieLandesregierungruhigzugesehenunddadurchseidieBevölkerung
zuSchadengekommen.Esmüßedaherverlangtwerden,dadsichdie
WienerLandesregierungumgehendmitdieserFragebeschäftigeunddaß
eineWertbestimmungeintrete ,die denIntentionendesGesetzesent¬

spreche .
. R.Panosch( Christl . Soz. )sagt ,daßes schonmitRücksicht

eineauf den Tiefstand des KroneimHinblickegegenausländischeWährun¬
mäßtegennotwendigsei ,die PreisansätzedesGesetzeseinerRegelung

aiLandzuunterziehen.
. R.Blum(Soz.Dem. )erklärt,daßdieAngelegenheitbereits

demFinanzausschußbeschäftigthabe ,woderFinanzreferentmitgeteil
hat ,daßtrotz mehrfacherSchreibenandasGremiumderWienerKauf¬
mannschaftwegenHerabsetzungdereinzelnenPostenimGesetzekeine
AntwortvomGremiumeingelagtsei -DerFinanzausschußbeschäftigt
sichbereitsmitderFragederAenderungderPreisgremzenimGesetze
undwirddieErageinnichtlangerZeitdieErledigungfinden ,ne
diesieerfordert. 25unt

DieDebatteüberdenDringlichkeitsantragist hiemitbeendetG
BieSitzungwirdgeschlossene 28

ArthurOechsle,Lima,Peru ,fürdieNotleidendenWiens100. 000
Kronen.

DiedeutscheKolonieArequipa,SüdamerikadurchdieGesandschaft
derRepublikOesterreichinBerlinfürhilfsbedürftigeKinder29. 295K

MargareteGeómen-Waldeck,Wien,XIII . ,fürdieArmendes13.Be-¬
zirkes 6000K .

OttoHerr&Co. ,HamburgfürdieArmenWiens. 200K.
BrunoSchülerin Haspe ,für österreichischeKinderhilfe1022K.
AntonOesterreich,Wien,XIII . ,fürdieArmenWiens200K.
DasamerikanischeRoteKreuz10. 000PfundWelle.

DasNiederländischeHilfskomitee„ VerdeKinderen"in HaagfürKistendiestädtischenWaisenhäuser17/Kondensmilch .
EinAntragdes . R.May(Christl. Soz. )betreffenddieEin¬

rechnungder Kriegedienstzeitder städtischenAngestelltenindie
GemeindedienstzeifwirddemAusschusfürPersonalangelegenheiten

sugeriesen .
DerBürgermeistererklärt ,dieGeschäftsstücke2 ,4,5,7,8,9,

10 ,12- 20 ,22»27 ,29- 34 ,37- 39 ,40- 44alsangenommen .
VizebürgermeisterEmmerling( SozBem. )beantragtfürdiebau-¬

lichenHerstellungenundmaschinellenEinrichtungendesKesselhaus-¬
ausbauesimUeberlandkraftwerkEbenfuttheinenSachkreditvon
44 ,267. 000Kronenzugenehmigen ,wovon27,667. 000Kausdenlaufen¬
denBetriebseinnahmenimzweitenHalbjahr1921zubestreitensind.

GZR.Kunschak( Chrsil .Soz . )erklärt ,er müßesichnamens
seinerParteigegendieArtderBedeckungverwahren.Hierhandle
es sich umMeuanschaffungen ,die eine Vermögensvermehrungdes

Elektrizitätswerkesdarstellen.Esgehenichtan ,solcheBeträge
ausdenlaufendenBetriebseinnahmenzudecken.AufderTagesordnung
befindensichdreiReferate,welcheingleicherWeisedieBedeckung
fürInvenstitionensuchen,insgesamtsollennichtwenigerals
203MillionenKronenaufdieBetriebsrechungeineseinzigenBe¬
triebsjahresgelegtwerden.Esseiklar ,daßsogewaltigeBeträge
Kalkulationfür denStrompreiszuUngunstendesStromabnehmersbe¬
einflussen .Wirstehenvor einer neuenbeträchtlichenErhöhungder
Strompreise.AngesichtsderAnträgedesReferentenseieswahrschein-¬
lich ,daßdieerforderlichen203MillionenKronenschoninder
kurzenDauereinesBetriebsjahresdurchdieKonsumentenbezahlt
werdenmüßen.



AufdieseWeisekommemanganzunnatürlichundungerechterWeise
zuhohenStrompreisen .Dassei eineSchiebereischlimmsterArtwie
sie nichteinmalbeidenskrupellosestenBankenzufindensein
wird .Esist der Gemeindeunwürdig ,solcheBilanzschiebereienvor¬
zunehmen ,sie soll offen und ehrlich budgetdieren .Hoffentlich werde

dieMehrheit,zuderUeberzeugunggelangen,daßderartigeInventi¬
tionsausgabenauf denInvestitionskreditzu überweisensind ,

Tilungfestgewobeiwennerforderlich,einelangfristige
setzt ,werdenkönnte.. BürgermeisterEmmerlingDerReferenterwidert ,es habedenAnschein ,daß . R.Kunschak
dieSachemißverständlichauffaße .WirhabenunterdenAusbaudes
KesselwerkhauseseineReihevonBautenundAenderungendermaschi¬
nellenAnlagen ,die sichselbstwiederbezahltmachen.SolcheAus-¬
gabenkönnemannichtaufJahrehinauszurZahlunganlegen .Beispiels
weisewerdedurchdie Anlageeines Fachwerkeszur rascherenEntfer¬
nungderKesselrückständevielArbeitslohnerspart ,eswäresohin
unökonomischdieseInvestitionauf20Jahreanzulegen .In denKosten
für baulicheHerstellungensindetlicheMillionenanArbeitslöhnen
enthalten .Die Kosten solcher Arbeiten könne die Gemeindedoch

nichtaufJahreverteilen ,dennvielleichtsindimnächstenJahre
wiederderartigeHerstellungenerforderlich .DieAuffasnungdes
G R .Kunschaks ,daß durch die Ueberweisung solcher Auslagendie
des Strompreises beeinflußt wird ,ist irrig ,lediglich die Lohnkrone

undderPreisfür Kohlebeeinflussedie BildungdesStrompreises
alle anderenAusgabenkommenhiebeinichtin Betracht .Am30. Septem¬
ber mußte die Gemeindefür einen WaggontschechoslowakischerKohle
93 - 000Kronenbezahlen ,heute kostet ein Waggoninfolge derun¬
günstigenGestaltungder Valutaverhältnisse270 . 000Kronen .Diese
fatsacheallein zwingedie GemeindezueinerErhöhungderStrom¬
preise -DerReferentverwahrtsich gegendenAusdruckdieLands-¬
schiebereiundbemerkt,daßgeradedurchdieAnnahmederVorschläge
Kunschakseine Verschleierungder Bilanzeintretenwürde.

VBEmmerlingbeantragtdienachträglicheGenehmigungderAusga-¬
bendesBrauhausesderStadtWienfür die AnschaffungvonInvetarien,
für die Restauration der Wiener Messe im Gesamtkostenpreisvon

563 . 580K .
VB .Hosssagt ,er halte es für selbstverständllch ,daßsichdas

städtischeBrauhausanderMessebeteiligthabe ,esseiaberkein
Grundworhanden ,warumdas Referat erst heute vorgelegt und derBetrag
als Nachtragskredit angefordert werde .DasBrauhausmusstedochschon
vor Eröffnungder Messemit den Geschäftsleutenverhandelt undVerträ - ¬

ge geschlossenhaben .Eswäredaherrechtzeitigmöølichgewesen ,dem
Gemeinderate oder wenn sich dieser auf Urlaub befand ,demAusschusse
und dem Stadtsenate einen Bericht darüber vorzulegen .Aber auchdies
sei erst jetzt geschehen .Vielleicht habe mangeglaubt ,dass vonSeite
des Gemeinderates Schwierigkeiten gemacht werden und deshalb das Re¬

mitAbsichtnisht rechtzeitigvorgelegt .DerFinanz-¬ferat
referent mögesich klar legen ,in welchenFällenNachtragskreditean- ¬
gefordertwerdenkönnen.In demvorliegendenFallehättedasReferat
rechtzeitigvorgelegtwerdenmüssenundRednerhofft ,dasssolche
Fälle in Zukunftnicht mehrvorkemmen .

VB. Emmerlingsagt in seinem Schlussworte ,er habe nur daseine
zu sagen ,dass keine Absicht bestanden habe ,dieses Referat erst
jetzt zu bringen .Im August habe StR . Breitner in Vertretung des Re - ¬
ferenten den Kauf genehmigt .Das Brauhaus habe wenige Tage vor Eröff - ¬

nungder MessedenKaufbesorgenmüssen ,weil sonst keineMöglichkeit
gewesenwäre ,die Restaurationen der Messemit WienerBier zuversor - ¬
gen .Rednergebe zu ,dass die Angelegenheitnicht unmittelbarnach
Abschlussder MesseimAusschussezur Beratunggelangt sei ,inZukunft

undvorEröffnunwerde aber dieser Beschwerde Hechnung getragen

der MesseumBewilligungeines BetrageszumAnkaufederInventarien
eingeschbenwefden. gewährung

VBIrling vertritt den Antrag betreffend die Kredit
für d AnschaffungvomSchrägrestanlagenimBetragvon188Millionen
Kronen.DemAntragwirdzugestimmt.

VB. Emmerlingberichtet über die Umarbeitungvon4000kgWirebars
auf Rundfahrdrahtfür die StrassenbenenumdenBetragvon502 . 000K.

GRWettengel( chr .soz . )sprichtsich gegendie Verwendungder
Fremdwärter in den Anträgen der Tagesornung aus und weist darauf hin ,
dassdasWert„Wirebars "niemandkenneundes auchschwerrichtigzu
übersetzen sei .DenAusführungendes Referenten sei zu entnehmen ,daß
es soviel bedeute wie Kupferdraht .Auchdas We„Pflaumenetuvage "

kommeauf der Tagesordnungvor ;das Fremdwörterbuchsage ,dass
„etuvieren "dämpfenheisst ,die Etuvierungsei abereinVeredlungs-¬

Prezess .
InseinemSchlusswortsagtderReferent ,denWünschendesRed-¬

nersRechnungzutragen.
BeiderAbstimmungwirdderAntraggenehmigt.

VB. Emmerlingberichtet über die Uebernahmevon4 MillionenKre
nenAktiender FirmaGebrüderBöhler&Co .undder NeusiedlerPapier-¬
fabrtkvondemYbbstaler-SteinkohlenwerkedeMajedurchdieGemeinde

GR. Biber( chr . sez . ) bemängelt ,dass nicht gesagt wurde ,warn
die Genanntendie 4 Millionen Krenenveräussern ,wasdoch zuwissen
wichtig sei .

Hierauf entgegnet der Referent in seinemSchlussworte ,dassdie
genannten Firmen ven den 16 Millionen Kronen4 1/4 MillionenKronen
besassen ,Nachdem das Kapital auf 48 Millionen Kronen erhöht wurde ,
unddieFirmendabeinichtmittunwollten ,habensie nurmehrein
ZwölftelderAktienbesessen.SiehattendaherauchnuraufeinZwölf-¬
tel der geförderten Kohlen Anspruch ,das sehr gering ist ,weilkein
Raubbaubetrieben wird ,sondern immernoch aufgeschlossenwird .
Die Gemeindehat das grösste Interesse für dieElektrizitätswerke
Inlandskohlezubekommen ,weswegenauchdasKapitalerhöhtwurdeund
die Gemeindedenin RedestehendenAktienanteilübernommenhat .Der-¬
zeit werden täglich 7 WaggonKohle gefördert ,wovondergrösste
Teil der Gemeindezufällt .

Der Antrag wirdgenehmigt .



. R.Grünfeld( Soz.Dem. )beantragteineErhöhungderBeer¬
digungsgebühren .DasGesamterfordernisfür den Betrieb derWiener
Friedhöfebeträgtjährlich 127 ,000 . 000Kronendenennur79,000. 000
KronenEinnahmengegenüberstehen .Durchdie beantragteErhöhung
werdedie Bedeckungdes Defizits nur imlaufendenJahregewähr¬
leistet da im kommendenJahre mit einer Steigerung der Löhneund

Materialpreisesicher zu rechnenist .DieGemeindeseibemüht
alle ,gewesen,eineErhöhungüberhauptzuvermeiden,allein

VersucheaufanderemWegeeineDeckungdesDefizitszufinden,
aussichtslos.RednerbittetumAnnahmedererwiesensichals

Anträge .
. R.Grünbeck(Christl .Soz . )führtüberdentrostlosenZustand

derGräbererhaltungaufdenvonderGemeindeverwaltetenFriedhöfen
Klage und meint ,daß die Ursache in den hohen Beträgen die für
die Gräberausschmückungverlangt werden ,zu suchen sei .DieEin¬
nahmenderGemeindeseiendurchdie ErhöhungderGebührennicht
gewachsen ,weil die meistendiese hohenBeträgeeinfachnicht
leistenkönnen.DieGemeindemögedieGebührenverringernundeinen

Teil der Luxus -und Lustbarkeitssteuer dazu verwenden demArbeiter

und Mittelstande billigere Grabplätze zu geben .Rednerstellt
daher den Antrag :Es mögeim Laufevon3 MonatendemGemeinderate

eineVorlageunterbreitetwerden,bezüglichHerabsetzungderGrab¬
stellengebührfür Einzel -undSchachtgräber .EbensodieGebüh:
fürGräberausschmückung .

. R.Grünfeld( Soz .Dem. )dagtin seinemSchlußworte ,in
Erwiderungaufdie AusführungendesGemeinderatesGrünbeck,daß
ein Antragauf Erhöhungder Gräberausschmückungnicht vorliege ,er
bemerkeaber ,daßdie Graberausschmückungnicht ab sondernzugenoma
menhabe ,unddaßes jedemfreistehe sein Grabauf eigeneKosten
zuschmücken.DemAntrageGrünbeckkönneer sichnichtanschließen
nicht weil etwa der Wunsch billigere Gräber zu schaffen nicht vor¬

handenwäre ,sondernweiles eine Unaufrichtigkeitwäre ,beider
fortschreitendenSteigerungderMaterialpreiseundLöhneeineVer-¬
billigungeintretenzulassen .

DerAntragGrünbeckwirdsodannabgelehntunddervReferenten¬
antragangenommen,

. R.Dr .Tandler(Soz. Dem. ).IchhabeIhnenhiereinenAntrag
vorzulegen,nachwelchemdasLosderin offenerArmenpflegebefind¬
lichenPersonenwiewirmeinenin ausführlichemMaßeverbessert
wird .DereineWegwäre ,die bisherbezahlteAushilfezuerhöhen,
unddieserwurdeauchvonmancherSeiteangeregt .DerzweiteWeg
ist der die bisherigen Aushilfen bei ihrer ursprünglichenSkals
zu belassen undauf andere Art helfend einzugreifen .DerAntrag
den ich hier zu vertreten habe folgt demzweiten Wege .DieStatistik

lehrt ,daß eine Reihe von MenschenBeträge als Aushilfebekommen
die nicht mehr als solche bezeichnet werden können .Für dieon
Fall ist vorgesehen ,daß in besondersberücksichtigungswerten
Fällen höhereZubußengewährtwerden ,undzwarAushilfeninder
Höhevon100bis700KroneninAbstufungenvonje 50Kronen.

FürdenunbedecktenTeil desMehrerfordernisseswirdeinZuschuß¬
kreditvon3MillionenKronenangesprochen.

. R.Heider(Christl.Soz. )verweistdaraug,daßschonseit
mehrals 2 JahreneineErhöhungderUnterhaltsbeiträgenicht
durchgeführtwurde,wasdieSchlußfolgerüngzulaße,daßdueGemein¬
deverwaltungauf demGebieteder sozialenFürsorgeeinergroßer
Unterlassungssündesichschuldiggemachthabe .Dervoeliegende
AntragentsprechedenErfordernissender Zeit absulutnicht ,denn
dieVorlagebeseitigewohldieZwischenstufehaltejedochdas
Höchstausmaßvon50Kronenaufrecht-Freilichsollenfallweise
höhereZubußengewährtwerden .Aberkannmayauchnureinen
Momentdaranglauben ,daßes eineUnterstützungsbedürftigegibt ,der
mit60KronendasAuslangenfindet ? RednerbeantragtzumSchluße

dieBeiträgemit4Stufenzu60 ,80 ,100und120Kronenfestzu¬
setzen .

GRPanosch(chr.soz.)sagt,dassderAntragnichtjeneForm
habe ,wiedie in der BudgetdebatteverlangtwurdeWenngesagt
wurde ,dass viele Leutesich umdie Pfründennicht bewerben ,weil
sie sie nicht brauchen ,so ist dies nicht richtig Mandarfnicht
vergessen,daßdieseLeutemeistalt undunbeholfensindundsonicht
wissen ,welcheWegesie zur Erlangungeiner Pfründe zu machenhaben .
Rednerbeantragt die alte Abstufungder Pfründenbeizubehalten ,je - ¬
dochdie erstenfünfStufenumdasZehnfache ,die weiterenundde
Zwölffachezuerhöhen

GR .Roth( Christl .Soze )meint ,daßdieGemeindeausderFür
sergesteuerdieimheurigenJahreeineMilliardebeträgt,denArm
WiensandereBeträgewidmenkönnteals die in derVorlagegenannten

Mit20 bis 60 Kronenkönneein Armerheutenicht leben Dassei
keineUnterstütungsonderneineVerhöhnung.DieAnsichtdesRefer
ten ,daß20 %der Pfründnernicht auf ihre Pfründeanstehen ,sei

scheuendenBettelgangunrichtig .AberdieLeute
DerHerrBürgermeisterhat gesagt ,die Bürgerseienebensozu
behandelnwiedie in der ögfentlichenArmenpflegestehendenLeute
Diesseiunrichtig,denndieBürgerverlangennichtsvonderGemein
deverwaltungsondernausdenihnenzugewendetenbedeutendenStif¬
tungen.WennmandieseVermögenfürandereZweckeverwendenwollte
so wäredies ein Unrecht .DieKostimBürgerversorgungshaussolle
sehrminderwertigsein ,unddieBedienstetenbekämeneinebessere
Kostals dieInsassen .RednerrichteandenReferentendieAnfrage
warumdieBediensteteneineeigeneKücheführen.Fernerfragtder
RednerobseinerAnregungdenInsassendesBürgerversorgungs¬
hausesein achtel Liter Weintäglich zu verabfolgen ,Rechnungge¬
tragenwordensei .BezüglichderBürgererhaltungsbeträgewerdeer
andenBürgermeistereineResolutionrichten ,daßdieBürgeraus
ihremeigenenVermögenbesserverpflegtwerdenals diein derall -¬
gemeinenVersorgungstehendenPersonen



Strassenhahntarife.ZudenMitteilun-¬ErhöhungderGas
gen ,die in anheutigenMorganblätternüberdie bevorstehendeErhö-¬
hung der Gas und Strompree enthalten waren ,ist folgendes zube - ¬

merken :DieDirektiender werkehat für denviertenVerrechnungs-¬
abschnitt ,den letsten daJ ,eine Erhöhungdes Gaspreises von K30. - ¬
auf K60 . -für den Kubikmetervorgeschlagen .DieseErhöhungwirdver
allemmiteinergewalenSteigerungaller Rohstoffpreise ,beson-¬
ders aber der Kehlemeise begründet .Das Gaswerkkann aurhochwerti - ¬
getschechischeKohleverwenden .NunkosteteimSeptembereinWaggon
dieserKehleK98. 236. -währendjetzt nichtwenigerals K2704668,-¬
bezahltwerdenmüssen.DieseungeheureSteigerungist vorallemauf
denatetig steigendenKursder tschechischenKronezurückzuführe ,
fürdieam30,Septembernoch2663Kzubezahlenwarcswährendsie

tenlagejez bereits K64 78 kostet Dazukommtnoch ,
Kimmt70 %auf364der Bedfensteten
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genenBeträgeaeungeeaner zur5000Kronenzus111 gabezuverwenden .
(Christl . Soz. )meint ,daßdiePfrün

estrchenerhöhtwerdensollen ,umdieLeuteaus
erprlegungindieGeldverpflegungzubekommen.Fürd
ättenEinnahmenausderFürsorgeabgabe,dievielehunderteMill

imJahrebetragen,Verwendungzufinden.

InseinemSchlußworteführtdervReferentaufdieEinwendungen
in derBebatteaus ,daßes2Möglichkeitengebe ,umdieErhaltungs¬
beiträge zu erhöhen ;die Multiplikationunddie Adition .Das
ErgebnisdervonihmvorgeschlagenenAditionist gheichdemdernicht
Multiplikation.MankönneebendenArmenderStadt/mehrbieten
alsdieFinanzenderStadtgestatten,undzudiesemResultate
mommemanmitbeidenRechnungsarten-NacheinemAntragesollen
die fünf unterstenStufender Erhaltungsbeiträgeverzehnfachtwerde

ergäbeBeträgevon200bis400Kronen-Nachdendas
Antragesind Beträgevon100bis 700Kronenvorgeschlagen .Prinzip
sei es diealtenBewerberindividuellzubehandeln.Esgibt
2KategorienvonArmen:dieverschämtenArmenunddieanderen.
ImMaihabenin Wien52. 000MenschenanderöffentlichenAus¬
speisungteilgenommen .DieRecherchen ,diealledieseMenschen
erfaßten,habebiszumJuliihreZahlauf12. 000vermindert.
4090MerschenwerdenalsovondieserSchamnichtbetroffen.DasmalszahltenwirperPersonundMahlzeit! Krone,heutezahlen
wir14Kronen.Diesbedeute,daßsichdieemeindebemühanmüße
zuindividualisieren ,umdenDingengerechtzuwerden.Dassselbe
erfahrenmüßeinderBeistellungderErhaltungsbeiträgeangewen
detwerden.Manbrauchtebennichtimmerarmzusein ,umbetteln
zugehen .AusdenVersorgungshäusernwurdenInsassenentfernt ,
weilsiegebettelthaben.EskannebennureineMethodegeben,

daß ist die der Individualisierung .GegendasAdditionsverfahren
wurdeeingewendet ,daßes derProtektionTütundToröffnenwerde.

Vorwurfundmanmüßesich wundern ,daßesDiesselein
nochMenschengitt lie sichnichmeinebessereBeleohnungum¬
sehen .Gewiegibt es Fürsorgåte ,die Protektion üben ,und
sogaronneRusicht aufdie Parteirngehötigkeit,Mankönneaber

inPauschundBegenvonProtektionsprechen
menihre Pflicht ernst undmandarfdaherDieFürse erdachthegen .Mankanndochnichtwollen ,daßgègensie

die Begutacder Armuteiner Menschender Birograthieausge¬
liefertwerDieSummederErhalsngsbeiträgewurdeauchals
klein bezeichnet mies kann unter demGesichtspunktezugegebenwer

avonlebensoll " agibtamerkeinenMen¬den ,wenndes
schenderdavonlabenmuß ,denndieserbefindetsichin derge¬



schlossenenArmenpflege .Eskönntealso nur verlangtwerdeng
daßdraußensovielGeldaufgewendetwird ,daäderArmedraußen
lebenkann .Wennbemerktwurde ,daßunsereArmenhäuserüber¬

füllt sind ,so ist dies nicht richtig .Bis zumverflossenenMonat
warendie Aufnahmenum2000geringer als im Vorjahre .Auchsind
MenschenzumReferentengekommen,dieeineAushilfeverlangt

haben,dieabernie500Kronenüberstieg.Wennmanvergleicht
daßdie Gemeinde34 . 000solcheAnwärterhat ,zudenen16 . 000der
geschlossenenArmenpflegekommen,imganzenalso 50 - 000Menschen
somußmiteinerstrengenIndividualisierungvorgegangenwerden.
Vondiesen50 - 000Menschen ,die der Armenpflegeanheimfallen ,
mußeinegroßeAnzahlel iminiertwerden,solangediesabernicht
möglichist ,ist eineMultiplikstionnichtrichtig .Voneinem
Vorschlagevonder Gewährungvon5000Kroneninberücksichtigungs¬
werten Fällen kann leider bei der Finanzlage der Stadt nichtge¬
sprochen werden .Wenndie Kost im Bürgerversorgumgshauseschlecht

seinsoll ,sowirdsiegebessertwerden.Imallgemeinenist
in den Versorgungshäuserneine Tendenzder Besserungzubemerken.
Wasden Wein anlange so stehe Referent auf dem Stundpunkte ,daßein
gesunderMenschkeinenAlkoholbraucheunddie hiefürauszugebenden

Summenunnötig sind .Der Alkoholgemußist in den Anstaltenetwas
wasderArztverordnenmußundwofürerdieVerantwortungträgt.

. R .Haiderzieht seinen Antragzurück .
BeiderAbstimmungwerdendieAnträgeFeldmannundPanosch

abgelehnt,derReferentenantragangenommen.
GRSiegel( SozDem)besprichtdieVersucheeinerFirmaauf

den WienerFriedhöfen Grabdenkmäleraus Blech als Steinnachahmung
aufzustellenunderklärt ,es habesich gezeigt ,dassdieseNachah¬
mungendurchausnichtzurVerschönerungderBegräbnisstättenbeitra-¬
gen ,sondernimGegenteildasästh tische Empfindenverletzen .Wenn
umbemitteltenichtGrabmonumenteausSteinmaterialkaufenkönnen,
so mögensie sich miteinfachenHelzkreuzenbescheiden .Dasseieine
schlichteGrabzierde ,die der Pietät entspreche .Beidenblechernen
Minumentenzeige sich schonnachkurzer Zeit ,dass dieWitterüngs-¬
einflüsse Zerst örungen hervorrufen ,welche einen geradezuklägli - ¬

chenundwürdelosenAnblickgewären .Alle diese Gründehabenden
Stadtsenat veranlasst denAntrag zu stellen ,die Aufstellung von

GrabdenkmälernausBlechals Steinnachahmungauf sämtlichenWiener
Friedhöfenausnahmsloszuuntersagen.

GRHaider ( chr . soz . )sagt ,seine Partei müsse gegendiesen
armen

Antragsein ,dennwennmander/BevölkerungdieMöglichkeitnehme,
auf den Friedhöfenein billiges Denkmalaus Blechaufzustellen ,
sp werdesie in ZukunftdiesemAkteder Pietät überhauptnichtnach¬
kommenkönnen.DieserAntragscheinedemProgrammpunktederSozial-¬
demckraten,dasChristentumzübekämpfen,entsprungenzusein .Red-¬
ner stelle daherdenAntrag ,„ DieAufstellungvonGrabdenkmälernaus

Blech als Steinnachahmungist auf sämtlichen Wiener Friedhöfenauch
weiterhinzugestatten . "

GRSiegel( Soz .Deme )sagt in seinemSchlussworte ,ermüsse
dieTatsachefeststellen ,dasswirbishervonderAufstellungsol-¬
cherblechenerGrabsteineverschentgebliebenseien .Fssolldaher
nichts unmöglichgemachtwerden ,wasbis heute gepflegt wurde ,son¬
dern wolle nur verhindern ,dass diese ihren Einzug halten .Ermächte

auchsagen ,dassdie SachemitPietätnichtszutunhabe ,daes
keinenMenschenbenommensei ,dieselben Materialien wie bisherzu
verwenden.WannGRHaidermeine,dassdasVerbotderprogrammatischer
Aufgabeder Sozialdemokratendas Christentumzu bekämpfenFolgelei -¬
ste ,so müsse er sagen ,dass ihm eine solche programmatischeAufga¬
be unbekannt sei .Er wisse auch nicht was die blechernenGrabsteine

mitderPietätunddemChristentumzutunhaben .Mitdemvorliegen-¬
den Antragewerdenicht nut der Gemeindesondern auch derBe
völkerungein Diensterwiesen .DerReferentenantragwirdsodannan- ¬

genommen,derAntragHaiderabgelehnt.
Post 39 wirdohneDebatteangenommen.
GR.Speiser( Soz .Dem. )berichtetüberdenAntrag ,dieAnmeldefrist

für AnsuchenumWiederaufnahmeder seinerzeit aus politischen Grün¬
denausserStandgebrachtenBedienstetenderstädtischenStrassen-¬
bahnen zwecks Erlangung des Anspruches auf volle Dienstzeit ,Anrech - ¬
nungzurforrückung bezw .Pensionsbemessung ,bis 31 . Dezember1921
zuerstreckenAnsuchen,derenverspätetesEinbringennichtstichhäl
tig begründetwerdenkann ,könnenlediglichzueinerNeuaufnahme

führen.
. R .Haider ( Christl .Soz . )verlangt ,daß nicht allein die

seinerzeits politisch gemaßregelg Bediensteten wieder in Gemeinde

diensteaufgenommenwerdenkönnen,sondernallepolitischGemaß¬
regelten ,dennes sei notorisch ,daßunterdersozialdemokratischen

Bedienste¬Herrschaftviele christlichsozialorganisierte
te gemaßgeglt worden sind .BumBeweise dessen ,bringt der Redner
vor ,daßdemBürgermeistervonsozialdemokratischenVertrauens¬
männerndes BahnhofesWienzeileeine Liste vonchristlichsozialen
Bedienstetenübermitteltwurde ,mit demVerlangen ,dieseBedienste¬
ten vonder FeistungvonDoppeltagenauszuschließen -DerBürger¬
meister habe dieses Ansinnenallerdings abgelehnt .Aberessei
einSkandal,daßhinterseinemRückeneinSystemaufgerichtet
wurde ,nach welchemnicht sozialdemokratisch organisierte injeder
Weisebedrückundbenachteiligtwerde .Essei auchbezeichnet
daß die Direktion der Straßenbahnen in einem Schreiben anden

Redner die Behauptung wagen konnte ,daß eine parteipolitische

Behandlungder Bediensteten nicht erfolge .Im Sinne seinerFor¬
derungenwünschtRednerdaßder Referentenantragentsprechend
abgeändertwerde.

AufdenAntragdesGR- Haider( chr . soz. )erwidertderReferent
dass dieser beinhalte ,dass auchunter der jetzigen Verwaltungpo- ¬
litischeMassregelungenvorgenommenwurden.Dagegenmüsseaufdas
entschiedensteVerwahrungeingelegtwerden( Gelächterbeiden



Christlichsozialen )undes habesich nie ein solcherFallereignet
( Rufebei denChristlichsozialen :Ohje ) .DerAntragHaiderhabe
daherkeineBerechtigungundmankönneeinemsolchenAntragenicht
zustimmen.GR. Haiderhat auchgesagt ,dassvonderStrassenbahndirel
tion eine Liste angelegtwurdevonjenen ,die zuPoppeldienstlei
etungnichtzugelassenwerden .Ichwerdedie ListederStrassenbahn¬
direktionzurAeusserungübermitteln .( RufebeidenChristlichso-¬
zialen :Ohje )Es müsseauf das entschiedenstezurückgewiesenwerden
daderStrassenbahndirektionin diesemZusammenhangbewussteLügen
vorgeworfenwerden .Essei nicht glaubhaft ,daßdieStrassenbahndd -¬
rektion ,die auch unter der christlichsozialen Herrschaft amtiert
hat ,jetzt plötziheine lügenhafte Direktion gewordenwäre ,außer

es wäreihr dies schonfrüherzur Gewohnheitgeworden .Ausden
Ausführungenin der Debatte ergebe sich ,dass alle dienstlichenAn¬
gelegenheitenübertriebenwerden.

NacheinertatsächlichenBerichtigungdesGR.Haiderwirdder
AntragHaiderabgelehnt ;der Referentenantragwirdangenommen.

GRSpeiserberichtetüberdenVoranschlag1921/22desWiener
ausgewiesenFortbildungsschulfondes.AnAusgabensind

69 ,940-256K,anEinnahmen1,511. 000K.Esergibtsichsomiteinun-¬
bedecktes Erfordernis von 85 ,429 . 256K .Hievonentfallen auf dieGe

meindeWienals Beitragsquoteeinschliesslich des bisher vomLand
NiederösterreichgeleistetenKurialbeitrages45 %,somiteinBetrag
von 38,443 . 165K.

GRRummelhardt( chr .soz. )bemängelt,dassderVoranschlag
so spät auf denTischdesHausesgelange ,dabereits imJunidas
VerwaltungsjahrdesFortbildungsschulfondesbegonnenhabe .Doch
handlees sich ausserdemnochumetwasanderes ,wasmanineiner
demokrat ischen Republik nicht für möglich halten sollte ,nämlich
dassdieserVoranschlagfastaufgänzlichungesetzlicherBasisbe. -¬

ruhe .Er ist dasProdukteinesExlexzustandes .Wennder HerrRefe-¬
rentdie453 ,welcheWiennachseinemReferstefürdenVoranschlag
zuzahlenhat ,dembegründet,dassimJahre1920imVerfassungs-¬
gesetzeüberdie gemeinsameLandesverwaltungdieFortbildungsschu-¬

nichtlen/besondersaufgezähltwerden ,dannhatüberhauptderFortbil-¬
dungsschulrat seit 1 .Jänner 1921vollständig un etzlich amtiert .
Denner ist ungesetzlichzusammengesetzt,weilihnihmnochimmer
die Vertreterdes LandesNiederösterreichssitzen .InWirklichkeit
ist es nicht richtig ,dass Wien45%zu zahlenhat ,sondernnach
demderzeit nochgeltendenLandesgesetz ,auf welchemdasWiener
Fortbildungsschulwesenbasiert ,fallen auf die Gemeindenur20 *
würend 25 % heute noch auf die gemeinsame Landesverwaltung zufal - ¬

len haben .Soist dergesetzlicheStandpunkt ,Wirwerdenfürier
Antragstimmen ,weil wir der Ansichtsind ,dass dasgewerbliche
SchulwesenkeineUnterbrecungerleidendarf .Abernurunterdem
Vorbehalt ,daßWiengesetzlich20% ,hingegen25%nurvorschuss¬
weisezuzahlenhat ,biszurgesetzlichenRegelungdieserZustände.
IchforderedaherdenHerrnBürgermeisteralsLandeshauptmannauf,
dafürSorgezutragen ,dasdasFortbildungsschulgesetzehestens

novellkertwerde.

Rednerbeschäftigt sich sodanneingehendmit den Zuständenin
gewerblichenFprtbildungsschulwesenundkritisiert dieForm
in derdieFeierdesJahrestagesderVerknündigungderRepüblik
andengewerblichenSchulenabgehaltenwurde .DenLehrkräften
wurdemit demErlaß über die programatischeDurchführungderFeier
gleicheamein Wegweiserübermittelt nach welchemsie dieGedenk¬
redenhalten sollten Dieses16 Schreibmaschinenseitenumfassende
Elaborat strotze von Geschmacklosigkeiten und historischen Unrich¬

tigkeiten .Essei eineargeZumutugandieLehrer ,denSchülern
mitzuteilen ,daßsie in früherenJahrenvonihnensystematisch
angelogenwordensind -Essei aberaucheineargeZumutungden
Lehrkräften nicht zuzutrauen daß sie selbst entsprechende Gedenk¬
reden halten können .Ausalledemergebesich die zwingendeSchluß

zusehen ,folgerung ,daßes hochanderZeitwäredarauf
daß an den Fortbildungsschulen wenigeraggitiert undorganisiert

dafüraberdestomehrgelerntwerde.
. R.Täubler( Sez .Dem. )erwidertauf die Ausführungendes

. R .Rummelhardt ,demer zustimmt ,daß dasFortbildungsschulgesetz
geändertwerdenmüße .Allerdingsin der Richtung ,daßdanndie
Gemeindedie ebenso wie das LandNiederösterreich und dieGewerbe¬
treibenden45 %für denFortbildungsschulratzahlen ,auchdieene¬
sprechendAnzahlvonStimmenimFortbildungsschulrathat ,nicht
wiejetzt ,daßdieGewerbetreibenden12Meisterund/Gehilfen
unddie Gemeindenur9 VertreterimFortbildungsschulrathat .Die
Inspektionen seien auch unzulänglich ,ja es gibt sogar inmanchen
GewerbenüberhauptkeineInspektoren-DerFortbildungsschulrat
wirdsichebennebendenInspektorendesStaateseigeneInspek¬
teren anstellen müssen .Allgemeingesprochenist diefinanzielle

Lage des Fortbildungschulrates und des Fortbildungsschulwesens
sehr schlecht undwennnicht vonaußenHilfe kommt ,sowerden
die 1000 Klassen mit 35 . 000Schülern geschlossen werdenmüssen¬

Das Material zur Rede anläßlich der Feier der Republik sei nicht
nachdemGeschmacktdes GemeinderatesRummelhardtgewesene
Schüler sollten eben den Unterschied zwischen der Monarchieund

derRepublikkennenlernen.
Rednerkommtnochauf die einzelnen finmziellenNöten

desFortbildungsschulratesznsprechen,vondenenersagt ,daß
sie berelts so großseien ,dassdenLehrernamErstendasGehalt

nur zur Hälfte ausbezahltwerdenkönneundeinWeiterwirtschaften
uemöglichiat ,wennnicht Hilfekommt.



Gr. Kunschakhatdaraufhingewiesen,dasses früheranderswar .In
FrühererZeitsinddieBudgetsauchsoaufgestelltwordenwieheu-¬
te .Aberfrüher habenvonJahr zu Jahr die Gewerbesteuernzugenom-¬
menundes ist in jedemJahrmehreingegangen,als veranschlagtwar.
Dadurchhabensichassabeständeangesammelt.WiewirdieVerwaltung
übernommenhaben ,waren diese Kassabestände schon aufgebrauchtund
wir mussten mit einem Kontokorrentdarlenen beginnen .Gegenwärtig

habensichdieVerhältnissebedeutendverschbechtert,daderStaat
immeraufs neueBanknotendruckt ,sinkt die Kronefortwährendund
wirstehenvorderselbenErscheinungwiealle autonomenKörperschaf-¬
ten ,dass der Staat helfend einspringen muss .Wennder Staatschon
vor demKriegedas Fortbildungsschulwesenfür so wichtig hielt ,daß

die SorgeumdieVolks¬eressubventionierte,währender
undBürgerschulendenGemeindenüberliess,jetztabersogardiesen
Schulen70 %Beitrag gibt ,so sind wir vollauf berechtigt auchfür
dieFortbildungsschulenet waszuverlangen.Ichbitte auchdieHer-¬
renunsin diesemSinneimNationalratzuunterstützen .Dasistdie
einzigeMöglichkeitdieWirtschaftweiterzuführen.
NachdemSchlugwortedesReferentenwirdder Antragangenomen
und die öffentliche Sitzung hierauf geschlossen .

DiePreisrevisionderLuxuswarenabgabe
Dieam17 .Septemberin KraftgetreteneWienerLuxuswarenabgabe

ieht bei einer ReihevonArtikelnPreisbestimmungenvorumaufdie-¬
se Weise ein Abgrenzungzwischen Bedarfsartikeln undLuxusgegen
ständenzubewirken .Esist dies beispielsweisebei Hüten ,Schifmen,
Stöcken,Uhren,Beleuchtungskörpern,gewissenSeidenstoffen,Zuk
kerwaren der Fall .Durch die Preisbewegungder letzten Wochensind
alle diese Ansätze hinfällig gewordenundes ist gegenwärtigtat¬
sächlichse ,dasszudenimWienerGesetzegenanntenPreisenArtikel
der genannten Art nicht erhältlich sind Eine AnpassungderSätze
ist Sachedes Stadtsenates und der Umstand ,dass dies bishernicht

geschehen ist ,hat in der Oefenntlichkeit Anlass zur Kritik gegeten
und ist auch in der heutigen Sitzung des Wiener Landtages in Ferm
einer dringlichenAmfragezurSprachegekommen

Schenin deramDennersgagstattgefundenenSitzungdesFinanz¬
aushschusses hat Stadtrat Breitner den Sachverhalt dargelegt und
die folgendeDufklärungengegeben :GelegentlichderVorberatungen
überdie Luxuswarenabgabewurde mit den vomGremiumderWiener
KaufmannschaftvertretenenInteressentenüberderenausdrückliches
Verlangenvereinbart ,dassvor AbänderungderAbgrenzungsprei¬
se das Gremiumgehört werdeLediglich auf den überausschleppenden
VerlaufdieserBeratungen,andemindessdieGemeindegarkeinVes
schuldenträgt ,ist die bisher unterbliebeneavedlierungzurückzu
führen .Stadtrat Breitner brachteimFinanzausschussdieeinesr
seits an das Fremiumgerichteten Zuschriften zur Verlesung ,die

einevellkemmeneKlarstellungbeinhalten.

ter dem15. Oktober1921gingvomStR .Breitnerandas
GremimderWienerKaufmannschaftfolgendesSchreiben :InBeantwor¬
tungihrer Mitteilung ,dassIhnendieseWocheeineSitzungunmög-¬
lich ist ,stelle ich michselbstverständlich auchspätervollstän¬
digzuihrerVerfügung.DaeineReihevonGenossenschaftenunmittel¬
barbeiunsVorstellungenerhobenhat ,wärees gut ,dieBeratung
nichtallzusehrhinauszuschiebenundichschlagehiefürDienstag,
den25. Oktober,3UhrnachmittagsvorIchersucheunVerständigung
ObIhnenTagundStundepasst .

Esfandsodanntatsächlichdie Sitzungam25. Oktoberstatt ,
die indess ,wiedie weitere Zuschrift vom5 Novemberbeweist ,kein
abschliessendesErgebnishatte .DasbezüglicheSchreibenlautet :
Dieam25. OktoberstatggefundeneBeratungwegenRegulierungder
PreisansätzederLuxuswarenabgabe,hatdamitbeschlossen,dassuns
die damalszumTeile nochausstehendenAeusserungeneinzelnerBran¬
chenin Aussichtgestellt wurden .DieseErgäntungist demMagistra¬
te bishernichtzugekommen,woraufichmirSiehöflichstaufmerksam
zu machengestatte .

Am17 .Novemberging schliesslich an das GremiumderKaufmann¬
schaftdie nachstehendeZuschriftab :Ichhabemirerlaubt ,mit
meinemergebenenvom. ds .SieumdieErgänzungIhrerVorschläge
wegenRegulierungderPreisederLuxuswarenabgabezuersuchen,
entbehreaberbisherIhrer RückäusserungDaes nicht meineAbsicht
ist ,ausderZufälligenEntwicklungderValutafiskalischeVorteile
für die Gemeindezu ziehen ,und in gewissen Branchensämtliche
Bedarfsartikelals Luxuswarezubesteuern,soliegtmirdaran ,die
notwendiggewordeneAnpassungmöglichstraschundehesieneuerlich
überholtwird ,zuvollziehen .IchmussdeshalbdieVerantwortung
für diese Verzögerungablehnenund ersuche Sie neuerlich umbaldige
Uebermittlungder in AussichtgestelltenVorschläge.

IrgendeineRückäusserungist bishernichterfolgt.
— —
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